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Videotools: Darauf muss man achten
Soll ein Gespräch aufgezeichnet werden, müssen die Teilnehmer zustimmen.
Denkbar sind außerdem Verstöße gegen Urheberrecht und Betriebsgeheimnis

Viele Menschen arbeiten in der Co-
ronakrise von zu Hause aus, Lehr-
veranstaltungen werden elektro-
nisch abgehalten. Vielfach werden
dafür Kommunikationskanäle wie
MicrosoftTeams,SkypeoderZoom
benutzt. „Aus Sicht des Daten-
schutzrechts spricht nichts gegen
die Verwendung, wenn ein paar
Dinge beachtet werden“, sagt Peter
Burgstaller, Anwalt in der Linzer
Kanzlei HBP.

Die meisten dieser Produkte
würdenderDatenschutzgrundver-
ordnung unterliegen, die Daten
würden in der EU gespeichert. Bei
Videokonferenzen müsse man

aber aufpassen, ob Bilder und Do-
kumente, die ins Bild geraten, von
anderen gesehen werden dürfen:
HierseienVerstößegegenUrheber-
recht oder Betriebsgeheimnisse
denkbar. Zudem sei es wichtig, die
Zustimmung der Teilnehmer ein-
zuholen, bevor ein Gespräch auf-
gezeichnet wird.

WennderArbeitgebererklärt,zu
welchemZweck diese Systeme ein-
geführt werden, und eine Garantie
abgibt, dass diese nicht zur Über-
wachung der Mitarbeiter verwen-
det werden, sei auch keine zusätz-
liche Betriebsvereinbarung zwi-
schen Unternehmer und Betriebs-

rat notwendig. Sinnvoll sei, dass
der Arbeitgeber eine Richtlinie er-
arbeite, so Burgstaller: Darin sollte
festgehalten werden, worauf der
Organisator einer
Sitzung zu ach-
ten hat, etwa,
dass die Teil-
nehmer die
Kameras aus-
schalten müs-
sen.

Peter Burgstaller
(Weihbold)

ANWÄLTE Die spannendsten Fragen zur Krise

Wie das Überleben eines Betriebs
sichergestellt werden kann
Spannend ist die Frage, ob Wirtschaftstreibenden als Folge der Betriebsschließung
eine Entschädigung nach dem Epidemiegesetz zusteht

treibenden, deren Betriebe geschlossen
wurden. Nach dem Epidemiegesetz sind
Entschädigungen vorgesehen, das Covid-
19-Maßnahmengesetz habe diese Regelung
aber verdrängt. „Die Bestimmung könnte
verfassungswidrig sein“, sagt Wolfgruber.
Unternehmern empfiehlt er, einen Antrag
auf Entschädigung nach dem Epidemiege-
setz zu stellen und einen zu erwartenden
negativen Bescheid im Instanzenzug bis
zum Verfassungsgerichtshof (VfGH) zu be-
kämpfen.

Der Antrag sei binnen sechs Wochen ab
Ende der behördlichen Schließung zu stel-
len.DerSchrittseiaberauchmitRisikenver-
bunden: „Auch wenn eine Verfassungswid-
rigkeit festgestellt wird, ist nicht sicher,
dass mir nach dem Epidemiegesetz eine
Entschädigung zusteht.“ Zu prüfen sei
auch, obmanaufgrundder Bedingungen ei-
ner Betriebsunterbrechungsversicherung
nicht zur Antragstellung verpflichtet sein
könnte.

Rückzahlungsvereinbarungen unter-
stützt“, sagt Wolfgruber.

Für den Fall, dass ein Zahlungsausfall un-
mittelbarbevorstehe,müsstenVerhandlun-
gen mit Kunden, Lieferanten sowie Banken
geführt werden. „Wenn es aus eigener Kraft
nicht mehr geht, muss das Unternehmen
von dritter Seite, etwa durch die Gesell-
schafter oder von Banken, gestützt wer-
den.“ Aber auch alternative Möglichkeiten
wie Crowdfunding seien denkbar.

Ein zweiter großer Themenblock sind
möglicheErsatzansprüchevonWirtschafts-

Wie kann das wirtschaftliche Überleben ei-
nes Unternehmens in der Coronakrise si-
chergestelltwerden?Damitbeschäftigt sich
Johannes Wolfgruber von der Linzer Kanz-
lei Hasch und Partner: „Die Unternehmen,
die sich an uns wenden, wollen für die Zu-
kunft vorbereitet sein.“

Gemeinsam mit dem Unternehmer
schaue man sich die aktuelle Situation des
Betriebes an und analysiere, in welchen Be-
reichen Engpässe drohen könnten. „Die Be-
triebe werden etwa bei der Liquiditätspla-
nung, bei Finanzierungskonzepten und

„Betriebe werden etwa bei der
Liquiditätsplanung, bei Finanzierungs-
konzepten und bei Rückzahlungs-
vereinbarungen unterstützt.“
Johannes Wolfgruber, Kanzlei Hasch & Partner

„Der Vertrag muss erfüllt werden“
Wer jetzt einen neuen Vertrag schließt, sollte eine ,Covid-Klausel’ aufnehmen
Was passiert mit meinen Kunden-
und Lieferantenverträgen im Fall
einer Pandemie? „Covid-19 bzw.
die dagegen gesetzten staatlichen
Maßnahmen stellen in der Regel ei-
nen Fall von sogenannter ,höherer
Gewalt’ dar“, sagen Fabian Hanz
und Sebastian Hütter, Rechtsan-
wälte bei SCWP.

„Manche Unternehmen glauben,
dass Verträge im Fall von höherer
Gewaltnichtmehrgelten.Das ist in
den meisten Fällen aber nicht der
Fall“, sagt Hanz. Möglich sei aber,
dass imFall vonhöhererGewaltdie
Folgen von Nichterfüllung oder
verzögerter Erfüllung gemildert
werden:Dahermüsstezuerstüber-
prüft werden, ob der Vertrag eine
einschlägige Klausel enthalte. Sei

dies nicht der Fall, kämen die ge-
setzlichen Regeln des AGBG über
den Verzug zur Anwendung, sagt
Hütter: Kann ein Unternehmen
nicht liefern,etwaweildieBetriebs-
stätte nicht betreten werden darf,
handleessichumeinenSchuldner-

verzug. Kann ein Unternehmer
eine Leistung nicht annehmen, lie-
ge ein Gläubigerverzug vor.

Fehlt es an Verschulden, was bei
einer Epidemie meistens der Fall
sein wird, wird der Unternehmer
nicht schadenersatzpflichtig. Der
Vertragmüsse aber erfüllt werden:
So kann der Vertragspartner beim
Schuldnerverzug auf der Erfüllung
des Vertrags bestehen oder nach
Verstreichen einer angemessenen
Nachfrist von diesem zurücktre-
ten. Ist der Gläubiger in Verzug,
müsse er die Ware nicht anneh-
men, schulde aber den Kaufpreis.

Verträge, die neu geschlossen
werden, sollten eine eigene Covid-
Klausel enthalten, die etwa im Fall
einer zweiten Welle schützt.

Fabian Hanz, Sebastian Hütter (SCWP)
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ÜBER UNSERE KOMPETENZ LÄSST SICH NICHT STREITEN!
Über alles andere schon, wenn Sie sich Ihren Erfolg

nicht streitig machen lassen wollen.

Nicht umsonst sind wir die regional am häufigsten
empfohlenen Rechtsanwälte für Streitiges.

(JUVE Magazin für Wirtschaftsjuristen in Österreich , Jänner/Februar 2019)
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